
  

  

 
Änderungssatzung 

vom 30. September 2016 
 

zur Satzung vom 15.November 2013 
über die Erhebung einmaliger Beiträge für öffentlic he Verkehrsanlagen  

(Ausbaubeitragssatzung) der Ortsgemeinde Dörrebach 
 

 
Der Ortsgemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) und des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) für Rheinland-Pfalz in seiner Sitzung am 29. September 2016  folgende Änderungssat-
zung beschlossen: 
 

 
Artikel 1:  
 
§ 5 Abs. 3 der Ausbaubeitragssatzung wird hinsichtlich der Tiefenbegrenzungsregelung wie folgt neu gefasst : 
 

(3) Als Grundstücksfläche  nach Abs. 2 gilt: 
 

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teilweise überplant 
und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen, gilt als 
Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwen-
den.  
 

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maßgebend. Nr. 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 
 

3. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu 
berücksichtigen: 
 

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu einer Tiefe 
von 40 m. 
 

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch einen eige-
nen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstücke), die Fläche von der zu 
der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 40 m. 
 

c) Grundstücke oder Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.  
 

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden Grund-
stücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise selbständig nutzbar 
(Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.  
 

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die tatsächli-
che bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der Tiefenbegrenzung 
liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a) und b) hinaus, so verschiebt 
sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.  
 

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie tatsäch-
lich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungsli-
nie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.  

 

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz, 
Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstücken, die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 
die Fläche des Grundstückes – gegebenenfalls unter Berücksichtigung der nach Nr. 3 angeordneten 

  Tiefenbegrenzung vervielfacht mit 0,5. 
 



  

  

 
Artikel 2:  

 
§ 6 der Ausbaubeitragssatzung (Mehrfach erschlossene Grundstücke (Eckgrundstücke und durchlaufende 
Grundstücke) wird um einen neuen Absatz 2 ergänzt. Die bisherigen Absätze 2 und 3 verschieben sich ent-
sprechend nach hinten. § 6 erhält damit folgende Fassung: 
 
(1) Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Verkehrsanlagen nach dieser Satzung Zufahrt oder Zugang 

nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitragssatzes durch die Zahl dieser 
Verkehrsanlagen geteilt, soweit alle Verkehrsanlagen voll in der Baulast der Gemeinde stehen. Dies gilt 
mithin insoweit nicht, als bei der zweiten oder weiteren Verkehrsanlage die der abzurechnenden Teilein-
richtung vergleichbare Teileinrichtung nicht vorhanden ist.  
Stehen die Verkehrsanlagen nicht voll in der Baulast der Ortsgemeinde, wird die Vergünstigung nach 
Satz 1 nur für die in der Baulast der Gemeinde stehenden gleichartigen Teile der Verkehrsanlagen ange-
setzt. 

 Dies gilt für Grundstücke, die zu Verkehrsanlagen nach dieser Satzung Zufahrt oder Zugang nehmen 
können und zusätzlich durch Erschließungsanlagen erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge 
nach dem Baugesetzbuch (BauGB) erhoben wurden oder zu erheben sind, entsprechend. 

 
(2) Wird eine Tiefenbegrenzung nach § 5 Abs. 3 zu z wei oder mehreren Verkehrsanlagen angesetzt, 

gelten die Regelungen nach Abs. 1 nur für die sich überschneidenden Grundstücksteile.  
 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Grundstücke im Sinne des § 5 Abs. 5 S. 1-3.  
 
(4) Eine Ermäßigung nach Absatz 1 ist nicht zu gewähren, wenn die Ermäßigung dazu führen würde,  
 dass sich der Beitrag für die anderen Grundstücke um mehr als 50 % erhöht.  

 
 

Artikel 3:  
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Dörrebach, den 30. September 2016 
 
 
 
____________________________ 
Nicole Reißert, Ortsbürgermeisterin 


